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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Landes- und Weltausstellungen

Nach wie vor befanden sich Projekte zur nächsten Landesausstellung «Expo 2027» in
Bearbeitung. Neu hinzugekommen war mit dem Verein «Nexpo» ein drittes Projekt.

Der Verein «Svizra27» hatte anfänglich lediglich eine Ausstellung im Kanton Aargau
geplant, unterdessen geniesse das Komitee aber grossen Rückhalt aus der Wirtschaft
mehrerer Kantone: Es gebe bereits verbindliche «ideelle wie auch […] materielle
Unterstützung», sagte Vereinspräsident Kurt Schmid gegenüber der Neuen Luzerner
Zeitung (NLZ) im Dezember 2017. Schmid wie auch Vizepräsident Thierry Burkhart (fdp,
AG) hatten aber zuvor gegenüber der Aargauer Zeitung versichert: «Wir wollen keinen
Gigantismus und keinesfalls aus dem Ruder laufende Kosten». Am Konzept «Mensch-
Arbeit-Zusammenhalt» halte man fest, denn die Arbeit gehöre zum täglichen Leben und
die Schweiz sei ein dynamischer Wirtschaftsraum. Erst in einer nächsten Planungsphase
würde man konkrete Umsetzungsideen besprechen und weitere Standorte bestimmen,
denn noch müsse man sich abschliessend mit den Kantonsregierungen Aargau, Basel-
Landschaft, Basel-Stadt, Jura und Solothurn und dem Bund absprechen. 

Das zweite Projekt «X-27» stellte mit dem Untertitel «Rendez-vous der Schweiz» die
zwischenmenschlichen Beziehungen in Zeiten der digitalisierten Kommunikation ins
Zentrum. Dabei soll die Bevölkerung bereits in der Planungsphase direkt miteinbezogen
werden, so wie dies nun auch bei der Finanzierung der Fall war: Über 800 Firmen und
Einzelpersonen unterstützten ein Crowdfunding auf der Plattform «wemakeit», damit
eine Machbarkeitsstudie sowie Konturen für die zukünftige Planung erstellt werden
können.
Der Standort Flugplatz Dübendorf (ZH), so der «X-27»-Präsident Peter Sauter in der
NLZ, erhalte eine zusätzliche Legitimation: Da in Dübendorf dereinst ein
Innovationspark entstehen solle, plane man, gemeinsam an einer Infrastruktur zu
arbeiten, die dann nach der Ausstellung wiederverwendet werden könne.

Mit der «Nexpo», dem neuen und dritten Projekt, will man eine Landesausstellung in
den 10 grössten Städten realisieren. Die Zürcher Stadtpräsidentin Corine Mauch leitete
den Projektausschuss und teilte gegenüber der NLZ mit, dass sich der Ansatz von den
früheren Ausstellungen sowie den anderen Ausstellungsprojekten grundlegend
unterscheide: Eine von den Städten getragene Expo umfasse das erste Mal die ganze
Schweiz und drücke die Vielfalt des Landes aus. Bis jetzt sei nicht nur in Zürich,
sondern auch in den anderen Städten «eine grosse Begeisterung» spürbar für die von
den Städten getragene Expo, so Mauch. Im März 2018 hatte das St. Galler-Tagblatt
berichtet, dass die zehn grössten Städte – also St. Gallen, Zürich, Basel, Biel, Genf,
Lausanne, Lugano, Luzern und Winterthur – einen Verein gegründet hätten, um das
Projekt gemeinsam voranzutreiben. Das Ziel sei es, nach Partnern zu suchen und bis
2022 zu eruieren, ob die «Nexpo» wirklich die nächste Landesausstellung werden
könne. Zentrales Thema der Expo soll das Zusammenleben in der Schweiz des 21.
Jahrhunderts werden. Indem, wie auch bei der «X-27», die Bevölkerung verstärkt in die
Planung miteinbezogen werde, wolle man den Zusammenhalt in der Bevölkerung
stärken sowie Stadt, Agglomeration und Land näher zusammenrücken. Damit werde
auch dem Umstand entgegengewirkt, dass der Stadt-Land-Graben immer grösser
werde, wie der Luzerner Stadtpräsident Beat Züsli verlautbarte. 

Noch habe der Bund zur Finanzierung der drei Projekte kein grünes Licht gegeben.
Zuletzt erklärte der Bundesrat seine Bereitschaft zur Finanzierung einer
Landesausstellung beim mittlerweile aufgegebenen Expo-Projekt «Bodensee-
Ostschweiz». Dort sprach er sich für eine Finanzierung von 50 Prozent der
Gesamtkosten «und höchstens einer Milliarde Franken» aus. Gegenüber dem Vorstand
der «Svizra27» habe der Bundesrat aber verlauten lassen, eine Finanzierung künftiger
Projekte sei noch zu beurteilen. Möglich sei, wie die Aargauer Zeitung im Juni 2018
argumentierte, dass mit dem Nein zur Olympiade in Sion 2026 für eine Expo 2027
womöglich Gelder frei würden. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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Wahlen

Kommunale Wahlen

Die SP setzte sich zusammen mit den Grünen zum Ziel, die bürgerliche Mehrheit im
fünfköpfigen Stadtrat, der Exekutive der Kantonshauptstadt, zu sprengen. Links-Grün
witterte Morgenluft, da der parteilose, ehemals der FDP angehörige Stadtpräsident Urs
W. Studer nicht mehr antrat. Studer hatte sich 1996 mit der FDP überworfen, und war
damals als wilder, parteiloser Kandidat in einer Kampfwahl gewählt worden. Er blickte
auf eine 16-jährige Amtszeit zurück. Darüber hinaus trat auch der 2000 gewählte
Baudirektor Kurt Bieder (fdp) nicht mehr an. Die FDP wollte ihn mit Martin Merki
ersetzen. Die bürgerliche Mehrheit – neben Studer und Bieder war die CVP mit dem
wieder antretenden Stefan Roth vertreten – sollte mit zwei SP- und einer GP-
Kandidatur geknackt werden. Die SP setzte nach längerer Diskussion auf ein
Zweierticket mit der bisherigen Ursula Stämmer und dem neu antretenden Beat Züsli. In
der internen Ausmarchung über die Klinge springen musste Kantonsrätin und
Kantonalparteipräsidentin Felicitas Zopfi. Die Grünen schickten den langjährigen
Kantonsrat Adrian Borgula ins Rennen, der den zurücktretenden, seit 2000
amtierenden Sozialdirektor Ruedi Meier ersetzten sollte. Nicht nur Links-Grün wollte
die aufgrund der drei vakanten Sitze Spannung verheissende Situation ausnutzen. Auch
die SVP und die GLP wollten einen Sitz in der Stadtregierung erobern. Die SVP schickte
Kantonsrat Rolf Hermetschweiler ins Rennen und die GLP wollte mit der Kantonsrätin
und Grossstadtratsfraktionschefin Manuela Jost einen Stadtratssitz gewinnen. Neben
diesen sieben Kandidierenden traten der von der Juso portierte Adelino De Sa und die
parteilosen Marc César Welti und Philipp Federer an. Welti war Wirt und Federer
gehörte dem Grossen Stadtrat an und war bis 2010 Mitglied der GP, trat dann aber aus,
weil er nach eigener Aussage den Protestcharakter der Partei vermisste. Die SP und die
GP traten im Wahlkampf gemeinsam auf. Die bürgerliche Allianz war hingegen eher
schwach. Zwar unterstützten sich die CVP und die FDP gegenseitig – beide Parteien
bestritten auch den Anspruch der SP auf einen zweiten Regierungssitz – aber Hand
bieten für ein bürgerliches Trio mit der SVP wollten sie doch nicht. Nicht nur die SVP,
sondern auch die GLP, die ebenfalls mit einem Schulterschluss mit FDP und CVP
geliebäugelt hatte, mussten ohne Unterstützung antreten. Der Wirtschaftsverband warb
für eine bürgerliche Stadtregierung aus CVP, FDP und SVP. Für das Stadtpräsidium, das
ebenfalls direkt gewählt wurde, traten Ursula Stämmer (sp), Adrian Borgula (gp), Stefan
Roth (cvp), Manuela Jost (GLP) und Marc César Welti (parteilos) an. Für Kritik sorgte die
Kandidatur von Stefan Roth, da dieser ankündigte, das Finanzdepartement behalten zu
wollen. In der Stadt Luzern ist das Stadtpräsidium vor allem mit repräsentativen
Funktionen verbunden und wird deshalb mit einem eigenen Departement verknüpft.
Die Kombination von Präsidium und Finanzdepartement kam vor allem in links-grünen
Augen einer ungebührlichen Machtballung gleich. Aufgrund der hohen Zahl an
Kandidierenden wurde ein zweiter Wahlgang erwartet. Dass dann im ersten Wahlgang
bereits vier Personen gewählt waren, wurde als Überraschung taxiert. Am meisten
Stimmen erhielt Stefan Roth (10'019 Stimmen) gefolgt von Martin'Merki (9 912 Stimmen).
Auch Links-Grün konnte die beiden bisherigen Sitze bereits im ersten Umgang
verteidigen: Ursula Stämmer (9'799 Stimmen) und Adrian Borgula (9'664) übersprangen
das absolute Mehr (9 501). Die Richtungswahl wurde also auf den zweiten Wahlgang
verschoben. Aufgrund der Resultate im ersten Wahlgang waren Züsli (7'410 Stimmen)
und Jost (6'456 Stimmen) in der Poleposition. Beide wurden von ihren Parteien für den
zweiten Wahlgang nominiert. Einen Achtungserfolg erzielte der von der SVP als Jux-
Kandidat bezeichnete Jungsozialist De Sa (5'312 Stimmen), der sogar noch vor dem SVP-
Kandidaten Hermetschweiler (4'278 Stimmen) lag. Federer und Welti waren
abgeschlagen. Auch das Rennen um das Stadtpräsidium musste in einen zweiten
Umgang. Zwar hatte Roth mit 8'624 Stimmen auch hier das beste Resultat erzielt, das
absolute Mehr aber verpasst. Stämmer (3'981 Stimmen) und Borgula (3'439 Stimmen)
kamen zusammen nahe an Roth heran. Borgula verzichtete in der Folge zugunsten von
Stämmer auf eine erneute Kandidatur. Für den zweiten Wahlgang der Stadtratswahlen
überlegten sich sowohl CVP und FDP, mit einer neuen Kandidatur anzutreten, um die
bürgerliche Mehrheit in der Stadtexekutive zu verteidigen, verzichteten schliesslich
aber darauf. Die Verhinderung einer Links-Grünen Mehrheit schien jedoch dadurch
gefährdet, dass die SVP mit Hermetschweiler nochmals antreten wollte und die CVP und
die FDP Jost unterstützten. Für Diskussionen im bürgerlichen Lager sorgte der
Umstand, dass der gewählte Roth sowohl zusammen mit Jost als auch mit
Hermetschweiler auf Plakaten für eine bürgerliche Mehrheit warb. Begründet wurde
dies zuerst mit der Unterstützung der SVP für Roth im Kampf ums Stadtpräsidium. Die
CVP intervenierte jedoch und in der Folge musste die SVP das Konterfei von Roth auf
ihren Plakaten grau überdecken. Den Wirbel um seine Person überstand Roth dann
allerdings schadlos. Beim zweiten Wahlgang für das Präsidium erhielt er mit 12'016

WAHLEN
DATUM: 06.05.2012
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Stimmen rund 3500 Stimmen mehr als Stämmer (8'484 Stimmen). Knapper war der
Ausgang um den fünften Stadtratssitz, den die noch junge GLP erobern konnte. Manuela
Jost (8'725 Stimmen) lag nur ungefähr 700 Stimmen vor dem Sozialdemokraten Beat
Züsli (8'026 Stimmen). Wie erwartet keine Chance hatte Rolf Hermetschweiler (3'488
Stimmen). Damit war der gemeinsame Angriff der SP und der GP gescheitert und die
Fünfparteienregierung mit bürgerlicher Mehrheit hatte Bestand. Insgesamt wurde die
Wahl deshalb trotz drei neuer Gesichter als Auftrag für Kontinuität betrachtet. Die
Politik von Jost sei jener des zurücktretenden Studer näher als es der pointiert linke
Politstil von Züsli gewesen wäre. Mit ihrer Ankündigung, in Zukunft vermehrt auch
Oppositionspolitik zu betreiben, sendete die SP allerdings Zeichen für künftig
schwieriger werdende Arbeit der neuen Stadtregierung, in der neu zwei Sitze von
Frauen besetzt wurden. Die Wahlbeteiligung war beim zweiten Wahlgang mit 39,7%
sogar etwas höher als noch beim ersten Wahlgang (37,0%). Weil Ursula Stämmer von der
Baudirektion in die Bildungsdirektion wechselte, kam es zu einer Rochade. Die
Baudirektion übernahm Manuela Jost und Adrian Borgula wurde Vorsteher der Umwelt-,
Verkehrs- und Sicherheitsdirektion. Für die FDP, die vor den Wahlen die Baudirektion
besetzte, übernahm Martin Merki die Sozialdirektion. Einzig Stefan Roth behielt die
Finanzdirektion. Die auch aufgrund des Umstandes, dass Roth Kantonsrat bleiben wollte
nicht abklingende linke Kritik an der grossen Machtfülle konterte das
Regierungskollegium mit dem Argument der nötigen Kontinuität in finanziellen Fragen. 2

Pour les cinq sièges de l’exécutif de la ville de Lucerne, onze personnes se sont portées
candidates, représentant une grande palette de partis politiques. PLR, Verts, PS, PDC,
Vert’libéraux, UDC, JUSO, Jeunes Verts, Jeunes PDC, PBD et Sans parti suisse ont
chacun présenté un candidat. Quatre conseillers de ville se sont représentés pour un
mandat supplémentaire, Martin Merki (plr), Adrian Borgula (verts), Manuela Jost
(vert'libéraux) et Stefan Roth (pdc). Le siège de Ursula Stämmer-Horst restait par contre
libre, car la représentante du PS souhaitait, après 16 ans dans l'exécutif, prendre sa
retraite. Au premier tour, les deux anciens Martin Merki et Adrian Borgula ont obtenu
largement la majorité absolue de 9'888 voix, le candidat PLR avec un score de 11'531 voix
et le candidat des Verts avec 10'545 voix. Un nouveau candidat a accédé au pouvoir
exécutif, à savoir le socialiste Beat Zuesli, avec 10'515 voix. Stefan Roth (8'720 voix) et
Manuela Jost (7'809 voix) n’ont pas passé le premier tour. 
Pour le deuxième tour, organisé le 5 juin 2016, deux sièges restaient à attribuer.
L'ancien conseiller de ville Stefan Roth (pdc), obtenant la quatrième place lors du
premier tour, s’est représenté. Arrivée derrière Stefan Roth, Manuela Jost (pvl) a
également continué la course. Le troisième candidat au deuxième tour était Peter With
(udc), qui lors du premier tour fut devancé par ses deux adversaires. Rudolf Schweizer,
le candidat sans parti s'est également présenté une deuxième fois, mais sans trop
d'espoir. Le PDC, le PLR, le PBD et l’UDC soutenaient les deux candidats bourgeois,
alors que les Verts, les Vert’libéraux et le PS recommandaient de voter pour Manuela
Jost. Cette dernière remporta le deuxième tour et accède ainsi à un mandat
supplémentaire (avec 14'182 voix). L’ancien conseiller de ville Stefan Roth (avec 10'563
voix) est également élu. Il ne reste plus que Martin Merkli pour représenter le camp
bourgeois. La configuration (1 PS, 1 vert, 1 PDC, 1 PLR et Vert'libéral) reste donc la même.
L’ancien président de la ville n’ayant pas été réélu, Stefan Roth, c'est Beat Züsli qui le
remplace avec environ plus de 3'000 voix en plus. Par conséquent, la présidence passe
à gauche après 10 ans de présidence en main bourgeoise. 
Stefan Roth a donc perdu la présidence de la ville, mais a reçu la conduite du
département des finances. Il annonça son départ de l'exécutif de la ville  pour le 15
septembre 2016. Les raisons invoquées sont d'une part le sentiment d'un manque de
confiance de la part de population à son égard, étant donné le refus de la présidence et
son élection qu'au deuxième tour; d'autre part les répercussions émotionnelles et
physiques dues à l'exercice de sa nouvelle fonction. Ainsi, il décida de se réorienter
professionnellement. Pour le remplacer, il y a eu trois candidatures pour l'élection
complémentaire du 27 novembre 2016, à savoir Franziska Bitzi Staub (pdc), Thomas
Schärli (udc) et le candidat du sans parti suisse Rudolf Schweizer. Franziska Bitzi Staub a
dépassé la majorité absolue de 9'813 voix avec ses 13'336 voix. Elle est suivie par le
candidat UDC largement derrière avec 3'380 voix et Rudolf Schweizer avec 2'534 voix.
La composition de l'exécutif reste donc inchangée. 
Au sujet du pouvoir législatif, 48 sièges étaient à pourvoir, en parallèle de l’élection de
l’exécutif de la ville. Six fractions composaient le parlement de la ville : le parti socialiste
avec les JUSO (12 sièges), les Verts avec les jeunes Verts (7 sièges), les Vert’libéraux (4
sièges), le PDC (9 sièges), le PLR (9 sièges) et l’UDC (7 sièges). Lors des élections, le 1
mai, le PLR, l’UDC, les Verts et jeunes Verts et les Vert’libéraux, conservaient le même
nombre de sièges que lors des dernières élections. Les gagnants sont le PS et les JUSO,
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avec un gain de deux sièges, aux dépens du PDC. Les partis de gauche ont renforcé leur
influence et se maintiennent à la première place du pouvoir législatif, suivis par le PLR,
le PDC étant au même niveau que l’UDC et les Verts. Le PDC en perdant deux de ses
sièges, a perdu sa place de levier de balance, rôle en main des Vert’Libéraux
maintenant. En effet, la gauche ayant 21 sièges et les bourgeois 23 sièges, les
Vert'libéraux, au milieu des deux blocs, possèdent 4 sièges. En ce qui concerne les
questions liées à l’environnement, ils seront en faveur de la gauche. Pour d’autres
questions liées aux finances, ils soutiendront les bourgeois. 3

1) TG, 11.7.17; AZ, 24.11.17; AZ, 21.12.17; LZ, 27.12.17; BLZ, 7.3.18; LZ, SGT, 16.3.18; AZ, 12.6.18
2) NLZ, 6.1., 9.1. 2.2. und 26.3.12; NLZ, 7.5.12; NLZ, 9.5., 10.5. und 12.5.12; TA, 12.5.12; NLZ, 26.5., 31.5. und 11.6.12.; 6.5.12.  
3) Election complémentaire exécutif de la Ville; Résultats élection complémentaires de l'exécutif de la ville; LZ, 2.5., 3.5.,
6.5., 6.6., 7.6.16; NZZ, 18.8.16
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